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Büro-NR Büro des Nationalrates
SIG Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat infolge eines 2019 überwiesenen Postulats Rechsteiner (sp, SG)
einen Bericht zur Antisemitismus-Definition der International Holocaust
Remembrance Alliance (IHRA) veröffentlicht hatte, beantragte er im Rahmen seines
Berichts über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2021 die
Abschreibung des Postulats. Der Ständerat folgte dieser Empfehlung im Sommer 2022
und schrieb den Vorstoss stillschweigend ab. 2

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Öffentliche Ordnung

Zu Ausschreitungen und Anschlägen von Rechtsextremen gegen Asylbewerber und
deren Unterkünfte war es zwar bereits in früheren Jahren gekommen, im Berichtsjahr
häuften sie sich aber derart, dass sich auch der Bundesrat und der Nationalrat besorgt
zeigten. Im Nationalrat bot eine Dringliche Interpellation der SP Anlass zur
Auseinandersetzung mit diesen Vorkommnissen. Mit Ausnahme von Dreher (ap, ZH), der
die Debatte zu einer Attacke auf die seiner Meinung nach zu weiche Flüchtlingspolitik
des Bundesrates benutzte, verurteilten sämtliche Votanten diese Anschläge. Der Rat
überwies ein Postulat Grendelmeier (ldu, ZH), welches von der Regierung einen Bericht
über die rechtsextremen Umtriebe fordert. Gegen den Widerstand der Linken überwies
die Volkskammer allerdings auch ein Postulat Steffen (na, ZH), das verlangt, dass dieser
Bericht ebenfalls Aufschluss über linksextreme und religiöse Aktivitäten und
Gruppierungen geben soll. Im Sinne einer Präzisierung wurde schliesslich noch ein
Postulat Reimann (svp, AG) gutgeheissen, das einen Bericht über alle gewalttätigen
politischen Gruppen wünscht. 3

POSTULAT
DATUM: 15.12.1989
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Der Nationalrat nahm in der Wintersession 2023 ein im März desselben Jahres
eingereichtes Postulat Molina (sp, ZH) zum Thema gewalttätiger Extremismus in der
Schweiz mit 101 zu 92 Stimmen bei einer Enthaltung an. Damit wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen umfassenden Bericht zur Verbreitung und zum Gefahrenpotenzial
von gewalttätigem Extremismus sowie zu allfälligen Präventions- und
Schutzmechanismen gegenüber gewalttätigen rechtsextremen, homophoben,
rassistischen und antisemitischen Gruppierungen in der Schweiz zu verfassen. Dies sei
aufgrund der Entwicklung von verschwörungstheoretischen Gruppierungen während
der Corona-Pandemie, dem jüngsten Antisemitismus-Bericht des SIG und der GRA
sowie Vorfällen von rechtsextremer Präsenz dringend nötig, wie der Postulant sein
Anliegen begründete. Des Weiteren sollte für den Bericht eine detaillierte Statistik über
rechtsextreme Gewaltakte und deren Netzwerke erstellt werden. Der Bundesrat hatte
die Ablehnung des Postulates empfohlen, da er einen zusätzlichen Bericht angesichts
anderer laufender oder abgeschlossener Arbeiten – etwa Berichten zu Hassrede,
LGBTQ-feindlichen «Hate Crimes», Gewaltextremismus sowie Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung – als nicht nötig erachtete. Mit dieser Argumentation konnte
er die Ratsmehrheit aus Mitte-Links allerdings nicht überzeugen. 4

POSTULAT
DATUM: 12.12.2023
LUKAS LÜTOLF
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Als parlamentarische Gruppe werden informelle Zusammenschlüsse von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern zwecks Austausch zu einem bestimmten, die
Gruppe interessierenden Thema bezeichnet. Eine von den Parlamentsdiensten geführte
Liste wies Mitte Juni 2019 nicht weniger als 156 solcher Gruppen aus, die von A wie
Altersfragen bis Z wie Zivildienst für unterschiedlichste Themen gegründet worden
waren. 
In seiner Antwort auf das Postulat Molina (sp, ZH) gab das Büro-NR seine Absicht kund,
prüfen zu wollen, ob es Vorgaben oder Richtlinien für die in den letzten Jahren in ihrer
Zahl stark angewachsenen Gruppen geben solle. Das Anliegen des Zürcher
Sozialdemokraten erübrige sich deshalb. Fabian Molina hatte in seinem Vorstoss die
Befürchtung geäussert, dass parlamentarische Gruppen gegründet würden, die eine
«Assoziierung mit rassistischen oder antisemitischen Personen, Organisationen oder
Inhalten» zum Ziel haben könnten. Das Büro habe keine Kenntnis von solchen Gruppen,
was ein zusätzlicher Grund für die Ablehnung des Postulats sei. Der Rat brauchte
diesem Antrag freilich nicht zu folgen, weil Molina sein Anliegen zurückzog. 5

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Après opposition, le Conseil national a transmis un postulat Naef (ps, ZH) par 109 voix
contre 82. Ce dernier demande un rapport sur le droit à la protection contre la
discrimination. Plus particulièrement, le motionnaire souhaite un examen de l’étendue
de ce droit, des potentiels obstacles à sa mise en œuvre, des avantages et
inconvénients, ainsi qu’une étude des instruments juridiques à disposition pour faire
respecter ce droit. 6

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Marianne Binder-Keller (mitte, AG) verlangte im Herbst 2021 in einem Postulat vom
Bundesrat einen Bericht zu rassistischen und antisemitischen Vorfällen im
Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie. Konkret sollten im Bericht etwa
antisemitische Vorfälle im Rahmen von Kundgebungen untersucht und konkrete
Massnahmen geprüft werden, wie beispielsweise eine systematische Erfassung von
Antisemitismus. 
Als das Anliegen in der Herbstsession 2023 im Nationalrat beraten wurde, erläuterte
Binder-Keller, dass die Pandemie zwar mittlerweile vorbei sei, die Problematik jedoch
beispielsweise im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg noch immer aktuell sei.
Bundesrat Alain Berset empfahl den Vorstoss im Namen der Regierung zur Ablehnung,
da sie sie bereits als erfüllt erachte. Die Fachstelle für Rassismusbekämpfung
veröffentliche regelmässig einen detaillierten Monitoringbericht zu dieser Thematik,
der auch die Daten des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes enthalte.
Diese Datenlage reiche aus, damit der Bundesrat entsprechende Massnahmen erlassen
könne. Mit 113 zu 64 Stimmen (7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion
dennoch an und überwies damit den entsprechenden Auftrag an den Bundesrat. Für
Annahme sprachen sich die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der Grünen,
der Mitte und der GLP sowie je ein Mitglied der SVP- und der FDP Fraktion aus. 7

POSTULAT
DATUM: 14.09.2023
SARAH KUHN
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